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Vorwort			Die	Krankenhäuser	müssen	sich	in	einem	äußerst	dynamischenUmfeld	bewegen.	Die	medizinischen,	personellen,	qualitativenund	auch	rechtlichen	Anforderungen	an	die	Krankenhäusernehmen	stetig	zu.	Gerade	die	rechtlichen	Rahmenbedingungenunterliegen	dabei,	auch	auf	Grund	der	hohen	gesetzgeberischenAktivitäten	im	Gesundheitsbereich,	einer	stetigen	Novellierung.Diese	Änderungen	der	für	den	Krankenhausbereich	relevantenrechtlichen	Vorgaben	ist	für	die	einzelne	Klinik	bzw.	derenTräger	eine	tägliche	Herausforderung.Der	Herausgeber	und	die	BayerischeKrankenhausgesellschaft	möchten	mit	diesem	Werk	dieKrankenhäuser	weiterhin	bestmöglich	unterstützen	undpraxisnahe	Arbeitshilfen	anbieten.	In	der	zweiten	Au�lagedieses	Werkes	wurden	die	bestehenden	Muster	gründlichüberarbeitet	und	an	den	neuen	Rechtsstand	angepasst	undauch	neue	Muster	aufgenommen,	die	die	neu	entstandenenThemenfelder	bestmöglich	abdecken	sollen.Auch	für	die	zweite	Au�lage	danken	der	Herausgeber	und	dieBayerische	Krankenhausgesellschaft	den	Autoren,	dass	sie	dieIdee	in	der	nunmehr	zweiten	Au�lage	erneut	so	wertvoll	undengagiert	unterstützen.	Allen,	die	dieses	Praxishandbuchweiter-	oder	erstmals	nutzen,	wünschen	wir,	dass	daraus	fürdie	Krankenhäuser	und	deren	Vertragspartner	eine	faire,langandauernde	und	erfolgreiche	Zusammenarbeit	entsteht.



München,	im	Juni	2020	Prof.	Dr.	iur.	Philipp	SchloßerHerausgeber Siegfried	HasenbeinGeschäftsführer	derBayerischenKrankenhausgesellschaft	(BKG)
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1          Einführung in die Vertragsgestaltung

Christoph Heppekausen, Chris�an Müller-Jonies

Krankenhäuser	nehmen	am	Wirtschaftsleben	wie	jedes	andereUnternehmen	teil.	Wegen	des	stark	reguliertenGesundheitsmarktes	be�inden	sich	jedoch	die	Krankenhäusernoch	mehr	als	andere	Wirtschaftsunternehmen	in	einemvielschichtigen	Spannungsfeld	rechtlicher	und	wirtschaftlicherVorgaben,	die	es	zu	beachten	gilt,	um	den	Erfolg	einergeplanten	Maßnahme	nicht	zu	gefährden.	Neben	denallgemeinen	vertragsrechtlichen	Grundlagen,	deren	Kenntnisund	Berücksichtigung	Grundvoraussetzung	jeder	erfolgreichenVertragsgestaltung	ist,	müssen	daher	diekrankenhausrechtlichen	oder	medizinrechtlichenBesonderheiten	stets	im	Auge	behalten	werden.Ziel	des	vorliegenden	Werkes	ist	es,	dem	Benutzer	zum	einenMuster	zur	Verfügung	zu	stellen,	die	es	ihm	erleichtern,	diespezi�isch	medizinrechtlichen	Vorgaben	zu	beachten,	aber	zumanderen	auch,	allgemeingültige	Hinweise	zur	Erstellung	einesVertrages	an	die	Hand	zu	geben,	um	durch	die	Muster	nicht(oder	nicht	vollumfänglich)	abgedeckte	Gestaltungsvariantenangemessen	verwirklichen	zu	können.	Hierzu	soll	der/demVertragsgestalter/in1	die	nachfolgende	–	auf	die	Anwendung	inder	Praxis	ausgerichtete	–	Einführung	in	das	Vertragswesen	alsRichtschnur	an	die	Hand	gegeben	werden.



1.1           Einigung über die »Hauptpunkte«Ein	Vertrag	wird	juristisch	de�iniert	als	die	von	zwei	oder	mehrPersonen	erklärte	Willensübereinstimmung	über	dieHerbeiführung	eines	rechtlichen	Erfolges2.	Diese	auf	den	erstenBlick	banale	Feststellung	enthält	zwei	wesentliche	Punkte,	diesich	der	Vertragsgestalter	stets	bewusstmachen	sollte.Zum	einen	besteht	ein	Vertrag	nur	aus	übereinstimmendenWillenserklärungen,	oder	anders	formuliert:	Nichtübereinstimmende	Willenserklärungen	führen	grundsätzlichnicht	zu	einem	wirksamen	Vertragsschluss.	Stimmt	dieWillenserklärung	»Angebot«	nicht	mit	der	Willenserklärung»Annahme«	überein,	so	ist	ein	Vertrag	nicht	zustandegekommen3.Zum	anderen	muss	der	rechtliche	Erfolg,	das	nachfolgend	sobezeichnete	Vertragsziel,	aus	dem	Vertragstext	eindeutig	undklar	hervorgehen.	Das	setzt	insbesondere	voraus,	dass	diesogenannten	»essentialia negotii«,	d.	h.	die	wesentlichenVertragspunkte,	im	Vertrag	vollständig	geregelt	sind,insbesondere	auch,	dass	Leistung	und	Gegenleistung	festgelegtsein	müssen4.	In	hohem	Maße	streitvermeidend	wirkt	dabeieine	möglichst	genaue	Festlegung	dieser	Leistungsp�lichten(Leistung	und	Gegenleistung),	die	auch	die	genauenModalitäten	der	Leistungserbringung	(Zeit,	Ort,	Qualität	derLeistung	etc.)	umfassen	sollte.Dies	setzt	natürlich	vorab	eine	intensive	Auseinandersetzungmit	den	regelungsbedürftigen	Zielen	voraus.	Dabei	sind	diegesetzlichen	Rahmenbedingungen,	bestehende	Widersprüchein	den	Wünschen	der	zukünftigen	Vertragsparteien,	diewirtschaftlichen	Rahmenbedingungen	und	die	individuellenVerhältnisse	der	Parteien	(z.	B.	auch	die	vermögensrechtlichen



Verhältnisse	und	Verfügungsbefugnisse	oder	ggf.	zeitlichvorausgehende	Vereinbarungen,	die	dem	Vertragsschlussentgegenstehen)	entscheidend.	Diese	»vorvertraglichenErmittlungen«	sollten	gründlich	durchgeführt	werden,	um	deneigentlichen	Regelungsbedarf	und	Regelungsumfang	erfassenzu	können	und	um	beurteilen	zu	können,	ob	der	zu	regelndeAnsatz	überhaupt	umsetzbar	ist.Im	Krankenhausbereich	sollten	daher	insbesondere	dieentsprechenden	gesetzlichen	Vorgaben,	beispielsweise	aus	demSGB	V,	den	ärztlichen	Berufsordnungen	oder	den	einschlägigenKrankenhausgesetzen,	bereits	bei	Formulierung	der	vertraglichzu	vereinbarenden	Hauptleistungsp�lichten	darau�hin	geprüftwerden,	ob	essenzielle	Vorgaben	für	das	Vertragsziel	enthaltensind,	die	es	entsprechend	zu	berücksichtigen	gilt.	Exemplarischseien	die	Voraussetzungen	und	Vorgaben	zur	belegärztlichenTätigkeit	nach	den	Regelungen	des	§	121	Abs.	2	und	3	SGB	Vgenannt,	die	sich	teilweise	als	essenzielle	Regelungstatbeständedarstellen.	Dies	gilt	ebenso	für	behördliche	Au�lagen	oderVorgaben	des	Gemeinsamen	Bundesausschusses	(G-BA).Gesetzliche	oder	haftungsrechtliche	Vorgaben	können	dabeidie	im	Rahmen	der	grundsätzlich	geltenden	Vertragsfreiheitbestehenden	Regelungsmöglichkeiten	der	Vertragsparteien	aufGrund	des	fehlenden	dispositiven	Charakters	aber	auchdurchaus	einschränken	( 	Kap.	1.5).Hingewiesen	sei	bereits	an	dieser	Stelle	auch	darauf,	dass	beiden	Regelungen	hinsichtlich	des	Vertragsziels	daran	gedachtwerden	sollte,	ob	unternehmensrelevante	Tatbestände,	wie	z.	B.Satzungen	oder	Gesellschaftsverträge,	angepasst	oderinnerbetriebliche	Dienstanweisungen	erstellt	oder	geändertwerden	müssen,	um	das	entsprechende	Ziel	erreichen	zukönnen.	Gerade	hier	gilt	es	auch	zu	prüfen,	ob	das	Vertragsziel



mit	der	bestehenden	Aufgabenzuweisung	in	Einklang	gebrachtwerden	kann.Weiter	sollte	geprüft	und	explizit	geregelt	werden	(soweitkeine	gesetzlichen	Vorgaben	z.	B.	nach	dem	SGB	V	oderKHEntgG	bestehen),	wie	und	welchem	Kostenträger	gegenüberdie	Abrechnung	der	erbrachten	Leistungen	erfolgen	soll.Auch	die	vorstehend	angesprochenen	Regelungen	zum	»Wie«und	»Wann«	der	Leistungserbringung	sind	für	denKrankenhausbereich	auf	Grund	der	bestehendenOrganisationsp�lichten	zumeist	ein	ausgesprochen	wichtigerPunkt.
1.2           Nebenpunkte und NebenpflichtenAuch	wenn	nicht	zwingend	alle	denkbaren	Nebenpunkte	–	diesogenannten	accidentalia negotii	–	erschöpfend	geregelt	seinmüssen,	um	einen	wirksamen	Vertrag	zustande	zu	bringen,	soist	es	in	der	Praxis	für	den	Vertragsgestalter	aus	demGesichtspunkt	der	Streitvermeidung	dringend	zu	empfehlen,vorausschauend	möglichst	umfassend	alle	Punkte,	die	später	zuKon�likten	führen	könnten,	im	Vertrag	auch	tatsächlich	einerRegelung	zuzuführen.	Die	Konsequenz	des	sogenannten»offenen	Einigungsmangels«5	sollte	möglichst	nicht	durch	einebloße	»Schein-Einigung«	umgangen	werden,	die	beispielsweiselauteten	könnte:	»Der Punkt der […] bleibt einer späteren
Vereinbarung vorbehalten, zu deren Verhandlung und Abschluss
die Parteien sich hiermit verp�lichten.«	Wenn	derVertragsgestalter	im	Einzelfall	trotz	der	hier	vorgebrachtenBedenken	eine	derartige	Vorgehensweise	–	etwa	aufausdrücklichen	Wunsch	der	Vertragsparteien	–	in	Erwägungzieht,	sollte	zumindest	eine	vertragliche	Regelung	für	den	Fall



vorgesehen	sein,	dass	eine	solche	Einigung	später	gerade	nichtwie	erwartet	zustande	kommt.	In	einem	solchen	Fall	mussgenau	bedacht	werden,	ob	der	Vertrag	im	Übrigen	unverändertbestehen	bleiben	soll	oder	ob	ein	vertragliches	Rücktrittsrechtfür	eine	oder	beide	Vertragsparteien	oder	aber	eine(automatisch	wirkende)	au�lösende	Bedingung	aufgenommenwird.Jedem	Vertragsverhältnis	sind	sogenannte	Nebenp�lichtenimmanent,	auch	wenn	diese	nicht	vertraglich	geregelt	wurden.Sie	ergeben	sich	auch	aus	gesetzlichen	Regelungen,insbesondere	aus	Treu	und	Glauben	(§	242	BGB).	Dies	könnenRücksichtnahmep�lichten,	Leistungstreuep�lichten	oderSchutzp�lichten	sein6.
1.3           Keine »Wohlfühlverträge«»Wohlfühlverträge«,	bei	denen	kon�liktträchtige	Punktezunächst	bewusst	vertraglich	ausgeklammert	werden,	bringenden	Vertragsparteien	meist	keine	Vorteile;	kurzfristig	werdenzwar	die	Verhandlungen	zu	unangenehmen	Fragestellungenvermieden,	die	Probleme	bleiben	jedoch	latent	vorhanden	undihre	Diskussion	wird	oft	nur	in	die	Zukunft	verlagert,	häu�igdann	auf	einen	Zeitpunkt,	zu	dem	zumindest	auf	einerVertragsseite	nur	noch	ein	eingeschränkter	Verhandlungs-	undEinigungswille	besteht.	Der	Moment	des	Vertragsschlusses,	zudem	ja	typischerweise	erhöhte	Verhandlungsbereitschaft	auf
beiden	Seiten	besteht,	sollte	daher	unbedingt	dazu	genutztwerden,	gerade	auch	streitige	und	streitanfällige	Punkte	zudiskutieren	und	vertraglich	zu	regeln.



1.4           Schicksal von vorherigen VerträgenZu	beachten	ist	auch,	dass	es	bereits	zeitlich	vorherige	Verträgegeben	kann,	deren	Schicksal	es	im	Rahmen	der	neu	zuschließenden	Verträge	zu	regeln	gilt.	Dies	kann	insbesondereim	Arbeitsrecht	oder	bei	Geschäftsführerverträgen	einwichtiges	Thema	sein.
1.5           Vertragsfreiheit und gesetzliche RahmenbedingungenDie	nach	Art.	2	Abs.	1	des	Grundgesetzes	(GG)	garantierteVertragsfreiheit	setzt	sich	aus	drei	Elementen	zusammen,nämlich	der	Abschluss-,	der	Inhalts-	und	der	Formfreiheit7.	DieVertragsfreiheit	ist	jedoch	(verfassungsrechtlich	in	den	Grenzenvon	Art.	2	Abs.	1	GG	zulässig)	in	vielfacher	Weise	eingeschränktund	durch	gesetzliche	und	sonstige,	insbesondere	auchrichterrechtliche	Vorgaben	umgrenzt,	beispielsweise	durchbindende	Vorgaben	aus	dem	Miet-	oder	Pachtvertragsrecht.Im	Krankenhausbereich	unterliegen	die	möglichenvertraglichen	Konstrukte,	auch	im	Sinne	des	eingangsgenannten	regulierten	Gesundheitsmarktes,	zahlreichen»spezialrechtlichen	Vorgaben«,	die	bei	ihrer	Erstellung	zubeachten	sind.	Neben	den	Regularien	zur	Art	und	Weise	derLeistungserbringung	(Berufsordnung,	Vorgaben	des	SGB	V,KHEntgG,	Ärzte-ZV,	§	630a	ff.	BGB	etc.)	stehen	vor	allem	auchRegelungen	zum	Schutz	des	Patienten	(Röntgenverordnung,Strahlenschutzvorgaben,	Infektionsschutzgesetz,Heilmittelwerbegesetz,	Gesetz	gegen	den	unlauterenWettbewerb,	Bundes-	und	Landesdatenschutzgesetze	etc.)	unddes	Personals	(Arbeitszeitgesetz,	Dienstvertragsrecht,



Beamtenrecht	etc.)	sowie	öffentlich-rechtliche	Vorgaben(Vorgaben	der	Landeskrankenhausgesetze,	Steuerrecht,Förderrecht,	Vergaberecht	und	(europäisches)	Beihilfenrecht).Aber	auch	kartellrechtliche	Fragestellungen	können	einewichtige	Rolle	spielen8.	Die	Kenntnis	dieser	Einschränkungenist	für	den	Vertragsersteller	essenziell,	um	rechtskonforme	unddamit	rechtswirksame	Regelungen	zu	treffen.Es	gilt	der	Grundsatz,	dass	jeder	selbst	entscheiden	kann,	obund	mit wem	er	einen	Vertrag	abschließt.	In	Ausnahmefällenkann	jedoch	ein	unmittelbarer	oder	mittelbarer	gesetzlicherZwang	bestehen,	einen	Vertrag	abzuschließen.	ImKrankenhausbereich	betrifft	dies	vorwiegend	dieRechtsbeziehungen	zu	den	Patienten,	v.	a.	im	Rahmen	desBehandlungs-	oder	Krankenhausaufnahmevertrages,	derenAbschluss	wegen	der	grundsätzlichen	Behandlungsp�licht	nurunter	bestimmten	Umständen	verweigert	werden	kann9.Des	Weiteren	können	die	Vertragsparteien	den	Inhalt	desabzuschließenden	Vertrags	grundsätzlich	frei	gestalten,	wobeijedoch	eine	starke	Tendenz	beim	Gesetzgeber	und	in	derRechtsprechung	wahrzunehmen	ist,	diese	unmittelbare	Freiheitimmer	weiter	einzuschränken	oder	aber	mittelbar	negativeRechtsfolgen	an	aus	bestimmten	Gründen	unerwünschteVereinbarungen	zu	knüpfen,	beispielsweise	die	Rückforderungvon	Fördermitteln	auf	Grund	eines	»förderschädlichen«Umgestaltens	von	Strukturen	im	betreffenden	Krankenhaus,	dieeinen	mittelbaren	Druck	hin	zu	einer	bestimmtenVertragsausgestaltung	erzeugen	sollen10.Grundlegende	Grenzen	der	Vertragsinhaltsfreiheit	�indensich	zunächst	in	den	Regelungen	des	§	134	BGB	(Verstoß	gegenein	gesetzliches	Verbot)	und	§	138	BGB	(sittenwidrigesRechtsgeschäft).



Klinikspezi�isch	sind	bei	den	Vertragsinhalten	diekrankenhaus-	oder	sozialrechtlichen	Vorgaben	und	Grenzen,wie	beispielsweise	die	Vorgaben	des	Versorgungsauftrages,	dieeinschlägigen	Satzungsinhalte	oder	das	De�inieren	desLeistungsortes,	zu	beachten.	Weiter	sind	vor	allem	beiKooperationsverträgen	die	landesrechtlichen	Vorgaben	(mitteils	drastischen	Rechtsfolgen;	vgl.	§	32	BremKrhG;	§§	31a,	36Abs.	2	KHGG	NRW;	§	25a	ThürKHG),	die	sozialrechtlichenVorgaben	(vgl.	exemplarisch	§	275c	Abs.	7	SGB	V	neu),	dievertragsarztrechtlichen	Vorgaben	(wie	die	Grenzen	dererlaubten	vertragsärztlichen	Nebentätigkeit	oder	die	Vorgabender	persönlichen	Leistungserbringung)	und	dieberufsrechtlichen	Regelungen	zum	»Verbot	der	Zuweisunggegen	Entgelt«	(§	31	MBO-Ä)	sowie	das	Gesetz	gegen	denunlauteren	Wettbewerb	strikt	zu	beachten.	Letzte	Punkte	sindstets	ein	Thema	der	sogenannten	Compliance	im	Krankenhaus.Auf	die	Vorschrift	des	§	24	MBO-Ä	bzw.	die	einschlägigeBerufsordnung	der	Landesärztekammern	sei	an	dieser	Stellebereits	hingewiesen.Weiter	gilt	es	die	Regelungen	der	§§	299a	und	b	StGB	imRahmen	der	Vertragsgestaltung	zu	beachten.	In	diesenRegelungen	wird	die	Bestechung	und	Bestechlichkeit	imGesundheitswesen	unter	dem	Tatbestandsmerkmal	derZuführung	von	Patienten	und	Untersuchungsmaterial	oder	derVerordnung	von	Arznei-	und	Hilfsmitteln	sanktioniert.	Geradebei	Verträgen,	die	einen	Leistungsaustausch	oder	einegemeinsame	Patientenbehandlung	zum	Inhalt	haben,	solltehierauf	ein	Augenmerk	liegen.	Es	kommt	dabei	im	Wesentlichendarauf	an,	dass	einander	gewährte	Leistungen	zueinander	ineinem	angemessenen,	äquivalenten	Verhältnis	stehen	und	nichtder	Eindruck	erweckt	wird,	dass	beispielsweise	mit	einer



bestimmten	Vergütung	nicht	nur	die	»of�iziell«	erbrachteLeistung,	sondern	noch	ein	weiterer	»inof�izieller«Leistungsbestandteil	(Stichwort	»Zuweiserprämie«)	abgegoltenwerden	soll11.Zur	gesetzlichen	Zielsetzung	nach	§§	299a	und	b	StGB	(unddamit	deren	Auslegung)	ist	folgender	Auszug	aus	derdazugehörigen	Gesetzesbegründung	interessant:»Soweit	Verdienstmöglichkeiten	im	Rahmen	der	beru�lichenZusammenarbeit	eingeräumt	werden,	ist	zu	berücksichtigen,	dassdie	beru�liche	Zusammenarbeit	gesundheitspolitisch	grundsätzlichgewollt	ist	und	auch	im	Interesse	des	Patienten	liegt	(…).	DieGewährung	angemessener	Entgelte	für	die	in	diesem	Rahmenerbrachten	heilberu�lichen	Leistungen	und	dementsprechend	dieVerschaffung	entsprechender	Verdienstmöglichkeiten	sind	zulässig.Ohne	Hinzutreten	weiterer	Umstände	kann	die	Honorierungheilberu�licher	Leistungen	im	Rahmen	zulässiger	beru�licherZusammenarbeit	grundsätzlich	nicht	den	Verdacht	begründen,	dassdie	Einräumung	der	zugrundeliegenden	Verdienstmöglichkeit	alsGegenleistung	für	die	Zuweisung	des	Patienten	erfolgen	soll	und	eineUnrechtsvereinbarung	vorliegt.	Etwas	anderes	gilt,	wenn	festgestelltwird,	dass	das	Entgelt	nicht	entsprechend	dem	Wert	der	erbrachtenheilberu�lichen	Leistung	in	wirtschaftlich	angemessener	Höhenachvollziehbar	festgelegt	worden	ist	und	es	eine	verdeckte›Zuweiserprämie‹	enthält.«12Hiernach	sollten	die	Vertragspartner	darauf	achten,	dieBestimmung/Berechnung	der	angemessenen	Vergütungtransparent	und	auf	einer	für	Außenstehendenachvollziehbaren,	wirtschaftlichen	Grundlage	vorzunehmen,sowie	diese	auch	schriftlich	zu	dokumentieren.Weiter	spielen	die	in	den	§§	630	a–h	BGB	normiertenP�lichten	aus	dem	Behandlungsvertrag	(»Patientenrechte«)eine	wichtige	Rolle	im	Verhältnis	des	Krankenhauses	zu	den



Patienten	und	müssen,	wie	auch	das	Recht	der	AllgemeinenGeschäftsbedingungen13	(vgl.	§§	305	ff.	BGB;	soweit	keineIndividualabrede	gemäß	§	305	b	BGB	vorliegt)	beachtetwerden.	Insbesondere	muss	der	Schutz	und	die	Wahlfreiheitdes	Patienten	hinsichtlich	des	jeweiligen	medizinischenLeistungserbringers	stets	gewahrt	bleiben.	Auch	sindspezialgesetzliche	Regelungen	wie	das	»Kopplungsverbot«bestimmter	Wahlleistungen	nach	§	17	Abs.	4	KHEntgG	hierbeials	Einschränkung	zu	beachten.Geprüft	werden	sollte	zudem,	ob	der	entsprechendeVertragsinhalt	durch	die	Haftp�lichtversicherung	desKrankenhauses	adäquat	abgedeckt	wird.	Im	Zweifelsfall	solltedie	Versicherungsgesellschaft	in	die	Planungen	frühzeitigeinbezogen	werden.Wie	die	vorstehenden	Beispiele	zeigen,	wird	dieVertragsfreiheit	inhaltlich	häu�ig	durch	zwingende	gesetzlicheVorschriften,	deren	Geltung	durch	vertragliche	Regelung	geradenicht	abbedungen	werden	kann,	eingeschränkt.	Im	Hinblick	aufden	Vertragsinhalt	emp�iehlt	es	sich	daher	stets,	vorabfestzustellen,	ob	für	den	zu	regelnden	Sachverhalt	einegesetzliche	Regelung	besteht	und	ob	diese	im	konkreten	Falleine	sachgerechte	Lösung	bietet.	Wenn	eine	gesetzlicheRegelung	eine	sachgerechte	Lösung	bietet	oder	aberzwingendes	Recht	darstellt,	wird	sich	eine	vertraglicheRegelung	erübrigen.	Bei	gänzlichem	Fehlen	einer	gesetzlichenRegelung	oder	wenn	die	bestehende	gesetzliche	(dispositive)Regelung	eine	nicht	sachgerechte	Lösung	darstellt,	muss	einevertragliche	Regelung	erfolgen.Jede	vertragliche	Regelung	setzt	also	voraus,	dass	derVertragsgestalter	die	auf	den	zu	regelnden	Sachverhaltanwendbare	Norm	identi�iziert	und	festgestellt	hat,	ob	diese



dispositiv	ist	oder	nicht.	In	diesem	Zusammenhang	ist	auch	dieFrage	der	Vertragsart	zu	klären.	Im	Gesetz	sind	zwar	zahlreicheVerträge	bereits	weitgehend	erschöpfend	geregelt,	sodass	derVertragsgestalter	bei	diesen	»typischen	Verträgen«	nur	noch	inBezug	auf	die	Hauptleistungsp�lichten	der	Parteien,	im	Übrigennur	punktuell	Regelungen,	beispielsweise	zumKonkurrenzschutz,	treffen	muss.	Bei	»atypischen	Verträgen«,die	gerade	keinen	gesetzlichen	Niederschlag	gefunden	haben,muss	dann	aber	natürlich	deutlich	mehr	geregelt	werden.Generell	gilt:	Je	weiter	man	sich	vom	Leitbild	einer	im	Gesetzgeregelten	Vertragsart	entfernt,	desto	größer	ist	dasRegelungsbedürfnis	im	Vertrag.Es	gilt	der	Grundsatz,	dass	Formfreiheit	beim	Vertragsschlussimmer	dann	besteht,	wenn	keine	zwingende	gesetzlicheVorschrift	oder	vertragliche	Regelung	entgegensteht.Unabhängig	von	der	Frage,	ob	eine	zwingende	Vorschriftbesteht,	emp�iehlt	sich	jedoch	im	professionellen	Bereich	alleinaus	Beweisgründen	stets	die	Einhaltung	mindestens	derSchriftform.Von	der	Formfreiheit	gibt	es	zahlreiche	gesetzlicheAusnahmen,	hinsichtlich	der	Schriftform	etwa	§§	484	Abs.	1und	492	Abs.	1	BGB,	einseitige	Willenserklärungen	sind	häu�igan	die	Textform	gebunden,	z.	B.	§	492	Abs.	5	BGB14.	Da	wiebereits	eingangs	festgestellt	im	professionellen	Bereichohnehin	die	Schriftform	der	Regelfall	ist,	spielen	in	der	Praxisbei	Formfragen	insbesondere	notarielleBeurkundungserfordernisse,	die	natürlich	auch	demSchriftformerfordernis	genügen15,	eine	besondere	Rolle.	Vonherausragender	Bedeutung	sind	in	diesem	Zusammenhang§	311b	Abs.	1	und	§	925	Abs.	1	BGB,	die	Verträge	überGrundstücke	betreffen,	aber	auch	zahlreiche	weitere



Vorschriften,	etwa	im	Gesellschaftsrecht.	Bei	derVertragsgestaltung	ist	stets	ein	Augenmerk	darauf	zu	richten,ob	der	vorliegende	Vertrag	zwingend	zu	beurkundendeRegelungen	enthält.	Im	Hinblick	auf	die	Nichtigkeitsfolge	nach§	125	S.	1	BGB	ist	in	Zweifelsfällen	stets	zur	notariellenBeurkundung	der	Vereinbarung	zu	raten.Daneben	sind	auch	gewillkürte,	d.	h.	vertraglich	vereinbarteFormerfordernisse	zu	beachten,	deren	Verletzung	im	Zweifelauch	zur	Vertragsnichtigkeit	führt,	§	125	S.	2	BGB.	Dabei	istjedoch	stets	zu	beachten,	dass	die	einfache	Schriftformklauselnach	der	Rechtsprechung	formfrei	wieder	aufgehoben	werdenkann	und	dadurch	praktisch	leer	läuft16.	Sinn	macht	dahergrundsätzlich	nur	die	»doppelte«	Schriftformklausel,	die	auchdie	Au�hebung	des	Schriftformerfordernisses	selbst	unterFormzwang	stellt17.
1.6           Gliederungs- und Orien�erungshinweise zur

Vertragserstellung (Einleitung, Sachverhalt,
Geschä�sgrundlage)Das	Verfassen	von	langen	Prologen	und	De�initionskapiteln	vordem	eigentlichen	Vertrag	ist	eher	den	völkerrechtlichenVerträgen	und	der	angloamerikanischen	Vertragsgestaltungzuzuordnen.	Ein	Vertrag	sollte	nach	hiesigem	Verständnis	auchohne	lange	Ausführungen	über	Regelungsziele	und	Intentionender	Vertragsparteien	verständlich	sein,	was	dieVertragsparteien	und	deren	Vertragsgestalter	jedoch	natürlichnicht	von	der	Notwendigkeit	befreit,	den	dem	Vertragzugrundeliegenden	Lebenssachverhalt	schon	vor	Erstellungeines	ersten	Vertragsentwurfs	vollständig	aufzuklären.	ImEinzelfall	kann	sich	jedoch	eine	kurze	zusammenfassende


